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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 1 KR 57/16 B 
 
L 1 KR 147/15 (Hessisches LSG) 
S 10 KR 425/10 (SG Darmstadt) 
 
 
 
………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
BARMER GEK, 
Axel-Springer-Straße 44, 10969 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………. . 
  
  
 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. August 2016 durch 

den Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 30. Mai 2016 - L 1 KR 147/15 - wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat mit von ihm unterzeichneten, am 8.7.2016 beim BSG eingegangenen Schreiben 

vom selben Tag gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Beschluss des Hessischen 

LSG vom 30.5.2016 Beschwerde eingelegt. Der Beschluss ist ihm am 14.6.2016 zugestellt 

worden. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, da sie nicht von einem gemäß § 73 Abs 4 SGG vor dem BSG 

zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet worden ist. Auf das Erfordernis, sich vor 

dem BSG durch einen der in § 73 Abs 4 SGG aufgeführten Prozessbevollmächtigten vertreten 

zu lassen (zur Verfassungsmäßigkeit vgl BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7 S 13 mwN), ist der 

Kläger in der Rechtsmittelbelehrung des LSG-Beschlusses und mit Schreiben des Berichter-

statters vom 11.7.2016 ausdrücklich hingewiesen worden. Die von dem Kläger vorgebrachte 

Begründung, weshalb er keinen Rechtsanwalt habe einschalten können (gesundheitliche 

Beschwerden, Alter), lässt dieses Erfordernis nicht entfallen. Die von dem Kläger selbst einge-

legte Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 3 SGG durch 

Beschluss zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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